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von Grundstücken (Immobilienwertermittlungsverordnung)
KFA kommunaler Finanzausgleich
KFAG Kommunalfinanzausgleichsgesetz
MFH Mehrfamilienhaus
NH Nivellierungshebesatz/fiktiver Hebesatz
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RM Reichsmark
rel. zvE relevantes zu versteuerndes Einkommen
Rn. Randnummer
SVB Sozialversicherungsbeiträge
SZ Schlüsselzuweisung
Tz. Textziffer
USt Umsatzsteuer
VVF Vervielfältiger
ZerlG Zerlegungsgesetz
ZFH Zweifamilienhaus
zvE zu versteuerndes Einkommen
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Symbolverzeichnis

Modell in Kapitel 5

Bi Parameter ; exogene Ressourcenausstattung
b Parameter ; Ausgleichsquote/Ausgleichsfaktor
c ?ð Þ Kostenfunktion
Fi Firmenanzahl
gi Öffentlicher Konsum
i Gemeindeindex
j Gemeindeindex; alle Gemeinden außer der Gemeinde i
qi Öffentliche Investitionen
ti Steuersatz
U i Nutzen des repräsentativen Individuums
u ?ð Þ Nutzenfunktion
Zi Transferzahlung

g Parameter ; Wertschätzung für öffentlichen Konsum
h Firmentypus/firmenspezifische Ansiedlungspräferenz
~h Ansiedlungsindifferente Grenzfirma
pi Gewinn einer Firma vom Typ h in Gemeinde i
1 Parameter ; Effektivität öffentlicher Investitionen
y Parameter ; exogene Erträge
w Parameter ; Gewichtungsfaktor für h ; inverses Maß der Mobilität bzw. der

Intensität des Wettbewerbs

Modell in Kapitel 7

A Aufkommen der Finanzausgleichsumlage
Al Finanzausgleichsumlage einer Gemeinde
al

l Anteil der gewogenen Bevölkerung der Gemeinde l an der Summe der ge-
wogenen Einwohner aller Gemeinden

b Umlagesatz/Ausgleichssatz der Finanzausgleichsumlage
Gl Gesamte Nettoeinnahmen der Gemeinde
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(K j Defizit des Kreishaushalts
El Gemeindeanteil an der Einkommensteuer
hl N lð Þ Gewichtungsfaktor gemäß Hauptansatzstaffel
H l Hauptansatz
i Index der nicht-abundanten Gemeinden
j Index der Kreise
(K j Kreisumlage
K lj Kreisumlage der Gemeinde l im Kreis j
kj Kreisumlagesatz
l Gemeindeindex (alle Gemeinden)
MTRGew

l Grenzbelastung des Gewerbesteueraufkommens der Gemeinde
MTRGr

l Grenzbelastung des Grundsteueraufkommens der Gemeinde
MTRE

l Grenzbelastung des Aufkommens des Einkommensteueranteils der Gemeinde
N l Einwohnerzahl
1 Einheitlicher Grundbetrag
Sl Steuerkraft der Gemeinden
s Umlagesatz der Gewerbesteuerumlage
T l Gemeindeaufkommen der Realsteuern
TGew

l Gewerbesteueraufkommen
TGr

l Grundsteueraufkommen
tl Hebesatz der Gewerbesteuer
t̂ Nivellierungshebesatz der Gewerbesteuer
tl Hebesatz der Grundsteuerbt Nivellierungshebesatz der Grundsteuer
U l Gewerbesteuerumlage
(V Schlüsselmasse
v Ausgleichsquote/Ausgleichsfaktor
(X Teilschlüsselmasse der Kreise
(Xj Schlüsselzuweisung eines Kreises
x Index der abundanten Gemeinden
y Steuermessbetrag der Gewerbesteuer
(Z Teilschlüsselmasse der Gemeinden
Zl Schlüsselzuweisung einer Gemeinde
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1 Einleitung

Gemeinden stellen in einem föderativ organisierten Staat die unterste Ebene der
Gebietskörperschaften dar. Auf dieser Ebene zeigt sich das zivilgesellschaftliche
Miteinander in seiner konzentriertesten Form. Entscheidungen, die hier ge-
troffen werden, haben häufig einen direkten und spürbaren Einfluss auf die
Lebensqualität der Einwohner der Gemeinden und diese haben hier am ehesten
die Möglichkeit, individuell Einfluss auf die demokratische Entscheidungsfin-
dung zu nehmen. Diese Möglichkeiten sind umso größer, je stärker die Fi-
nanzautonomie (d. h. die Einnahmen- und die Ausgabenautonomie) der Ge-
meinden ausgeprägt ist. In den Gemeinden findet der Großteil der öffentlichen
Investitionstätigkeit statt, sie stemmen einen großen Teil der öffentlichen Da-
seinsvorsorge, stellen die örtliche Verkehrsinfrastruktur, Bildungs- und kultu-
relle Angebote bereit, errichten und betreiben Sporthallen, Schwimmbäder,
Schulen, Bibliotheken und Theater, aber auch Parks und viele andere Erho-
lungsangebote. Wie im privaten Bereich können Gemeinden und ihre Einwoh-
ner über zusätzliche Ausgaben im Lichte der zusätzlichen Kosten abwägen.
Hierzu benötigen sie geeignete Einnahmequellen.

Die Schattenseiten des föderativ und dezentral organisierten Staatsaufbaus
können sich in der Tendenz eines Auseinanderdriftens der regionalen Ein-
kommensverhältnisse zeigen. Insbesondere in Deutschland, wo die Schaffung
gleichwertiger Lebensverhältnisse verfassungsrechtlichen Rang besitzt, zeigt
sich ein tiefliegendes Misstrauen gegenüber dem Wettbewerbsföderalismus.1

Häufig wird er »mit dem Hinweis auf die Folgen ruinösen Steuerwettbewerbs
abgelehnt, ohne sich mit der Tatsache auseinander zu setzen, dass Steuerauto-
nomie keineswegs diese Resultate haben muss.«2 Die vergangenen 60 Jahre seit
Gründung der Bundesrepublik wurden in der Literatur denn auch als »ein ein-
ziger Weg in Richtung Zentralisierung«3 beschrieben. Heute gehört Deutschland

1 Vgl. Zimmermann (2003), S. 789.
2 Keuschnigg/Loretz (2015), S. 1.
3 Vgl. Zimmermann (2003), S. 789.
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im internationalen Vergleich zu den Staaten, in denen die Gemeinden eine
vergleichsweise geringe Autonomie über die Steuersätze oder -tarife haben.4

Das deutsche Gemeindefinanzsystem ist historisch gewachsen. Seine heutige
Ausgestaltung beruht auf dem mit der Gemeindefinanzreform im Jahr 1969
geschaffenen Fundament. Die seither erfolgten Reformen hatten in erster Linie
intervenierenden Charakter, tiefgreifende, systemische Änderungen wurden
nicht vorgenommen. So ruht die Gemeindefinanzierung auf den zwei Säulen
Gewerbesteuer und Grundsteuer und wird durch eine dritte Komponente, ver-
tikale Zuweisungen an die Gemeinden in Form einer Beteiligung am Aufkom-
men der Bundesländer aus der Einkommen- und der Umsatzsteuer sowie Zu-
weisungen im Rahmen der kommunalen Finanzausgleiche der Länder, kom-
plettiert.

In den nunmehr fast 50 Jahren seit der Gemeindefinanzreform haben sich die
Anforderungen an das System der Gemeindefinanzierung hingegen teilweise
grundlegend geändert. Im Zuge der Globalisierung sehen sich die Gemeinden
mobiler werdenden Bemessungsgrundlagen und somit einer enger werdenden
Verknüpfung im nationalen und internationalen Steuerwettbewerb gegenüber.
Ihr Aufgabenspektrum unterliegt ebenfalls einem Wandel. So nehmen sie u. a. in
zunehmendem Maße sozialpolitische Aufgaben wahr und sollen zudem ver-
mehrt ökologischen Erfordernissen Rechnung tragen. Mithin überrascht es
nicht, dass jede einzelne der Finanzierungsquellen in der Reformdebatte zum
Teil harscher Kritik ausgesetzt ist. Dabei ist es, etwa seit der Unternehmen-
steuerreform 2008, um die Gewerbesteuer erstaunlich ruhig geworden. Die an
ihr geübte Kritik – starke Aufkommensschwankungen und interkommunale
Steuerkraftstreuung, fehlende Rechtsformneutralität und Nicht-Berücksichti-
gung der freien Berufe, um nur einige zu nennen – behält jedoch im Grund-
satz Gültigkeit, weil die Reform diese Probleme nicht zufriedenstellend lösen
und insoweit die an sie gestellten Erwartungen nicht erfüllen konnte. Im Mit-
telpunkt der gegenwärtigen Reformdebatte steht hingegen die Neugestaltung
der Grundsteuer. Dies ist mit der schon länger bestehenden, allgemeinen Ei-
nigkeit über die Verfassungswidrigkeit der Einheitswerte zu erklären. Diese
Sicht hat mit der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 10. April
2018 höchstrichterliche Bestätigung erfahren. Von der Politik (und von wis-
senschaftlicher Seite) wurde daher schon frühzeitig eine Vielzahl von Reform-
vorschlägen erarbeitet, die eine neue Bemessungsgrundlage für die Grundsteuer
vorsehen.

Die gegenwärtige Debatte kann jedoch nicht als »echte« Reformdiskussion
bezeichnet werden. Sie ist vielmehr einseitig auf die Suche nach einer kon-
sensfähigen Bemessungsgrundlage beschränkt, die die fiskalischen und die

4 Vgl. Brülhart/Schmidheiny (2015), S. 2.
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raumordnerischen sowie siedlungspolitischen Interessen der einzelnen Bun-
desländer möglichst umfassend berücksichtigen soll. Insbesondere scheinen die
Bundesländer vor einer Verschiebung der individuellen Steuerbelastungen zu-
rückzuschrecken. Dies muss überraschen, ist doch die Diskussion erst Folge
der Vermutung über die Verfassungswidrigkeit der Einheitswerte. Die Verän-
derungen der Wertverhältnisse seit der Hauptfeststellung 1964 kommen in den
Einheitswerten nicht zum Ausdruck und implizieren ungerechte Belastungen.
Eine Reform der Grundsteuer, die diese Wertverzerrungen und Ungerechtig-
keiten beheben kann, macht somit Belastungsverschiebungen gerade erforder-
lich. Dem wollen die Länder aber offensichtlich begegnen, indem zum Beispiel
eine Länderöffnungsklausel für die Steuermesszahlen eingeführt werden
könnte, die ihnen eine nachträgliche Korrektur durch die Reform induzierter
Belastungsverschiebungen ermöglicht und damit Wertverzerrungen verursacht,
über deren Verfassungswidrigkeit unter den Akteuren gerade Einigkeit bestand.

Die Reformbedürftigkeit der Grundsteuer ist indes allen Beteiligten bewusst.
Dies bietet die Gelegenheit, das schon seit längerem in der Kritik stehende,
inkonsistente Gemeindesteuersystem in Richtung eines rationalen Steuersys-
tems weiterzuentwickeln. Die Diskussion weckt bisher jedoch nur wenig Hoff-
nung, dass die sich ergebenden Möglichkeiten zu einer grundlegenden Ver-
besserung des Systems genutzt werden. Der Reformprozess ist von den fiskali-
schen Interessen der Akteure geprägt. Dies führt zum Beispiel dazu, dass
Forderungen aus der Wissenschaft nach einer Abschaffung der Grundsteuer in
der politischen Diskussion bisher keinen Widerhall finden.5 Die wissenschaft-
liche Seite spricht sich darüber hinaus in weitgehender Einigkeit auch gegen das
2016 von der Finanzministerkonferenz vorgeschlagene »Kostenwertmodell«
aus.6 Dennoch wurde dieses Modell (mit Ausnahme Bayerns und Hamburgs)
von allen Bundesländern mitgetragen. Ein Gesetzgebungsverfahren hierzu blieb
2017 erst infolge unüberbrückbarer Differenzen zwischen den Bundesländern
und des Widerstands der Bundesregierung ergebnislos.7 Es muss jedoch fest-
gehalten werden, dass die Wissenschaft bisher Alternativen weitgehend schuldig
geblieben ist, die über die bloße Forderung nach einer neuen Bemessungs-
grundlage hinausgehen und die Politik von der Notwendigkeit einer »wissen-
schaftlichen Steuerreform«8 überzeugen könnten. Im Vergleich mit der zu Be-

5 Die Grundsteuer ablehnende Stimmen sind nicht neu. Auch im Zuge der Gemeindefinanz-
reform 1969 gab es bereits Forderungen nach ihrer Abschaffung (vgl. Schneider/Vieregge
(1969)). In der aktuellen Reformdiskussion wurde die Abschaffung zum Beispiel von Graf
(2016) und Schulemann (2011) gefordert.

6 Vgl. Homburg (2018), S. 173.
7 Vgl. Henger/Schaefer (2018), S. 175.
8 Zu den Begriffen »politische« und »wissenschaftliche Steuerreform« s. Hansmeyer (1988),

S. 61.
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ginn des aktuellen Jahrtausends auch im wissenschaftlichen Bereich intensiv
geführten Diskussion über die Gewerbesteuerreform sind die bisherigen
Grundsteuervorschläge nur wenig innovativ und zudem mit starken Zielkon-
flikten behaftet. Beispielsweise bedeuten eine Abschaffung der Grundsteuer und
eine aufkommensneutrale Aufwertung der Gemeindeanteile an der Einkom-
men- und der Umsatzsteuer einen Verlust an Einnahmenautonomie und folglich
eine Beschneidung des kommunalen Rechts auf Selbstverwaltung.9 Aus finanz-
wissenschaftlicher Sicht stellt dies einen weiteren Schritt in Richtung mehr
Zentralisierung und aus der Sicht der Gemeinden einen wenig attraktiven Re-
formvorschlag dar, der schon deshalb mit nur geringen Erfolgsaussichten ge-
segnet ist.

Die vorliegende Arbeit knüpft an dieser Stelle an: Zielsetzung ist die Identi-
fikation und die Ausarbeitung von Reformpotenzialen für das Gemeindefi-
nanzsystem, die sowohl finanzwissenschaftlichen Kriterien als auch den An-
forderungen an ein rationales Steuersystem genügen. Die Ausführungen be-
schränken sich auf die Einnahmenseite, also das Finanzierungssystem der
Gemeinden, das im folgenden Kapitel zunächst ausführlich vorgestellt wird. Mit
dem Subsidiaritätsprinzip und dem Prinzip der fiskalischen Äquivalenz hat
die Föderalismustheorie zwei Kriterien herausgestellt, welche die Notwendig-
keit unterstreichen, die Gemeinden mit einer gewissen Einnahmenautonomie
auszustatten. In dieser Hinsicht stellen (bewegliche) Steuereinnahmen die
wichtigste gemeindliche Einnahmequelle dar.10 Vor dem Hintergrund dieser
Einnahmenautonomie liegt der Fokus der Arbeit daher auf den kommunalen
Steuerinstrumenten und auf der Beteiligung der Gemeinden am Steuerverbund,
namentlich dem Schlüsselzuweisungssystem. Mit diesem System werden den
Gemeinden zwar vertikale Transfers zugewiesen, es implementiert jedoch auch
einen horizontalen Effekt zwischen den Gemeinden und beeinflusst daher ihre
Finanzautonomie.11 Der kommunale Finanzausgleich und – mit Blick auf die
aktuelle Reformdiskussion – die Grundsteuer bilden den Schwerpunkt der
Untersuchung. Die Probleme der Gewerbesteuer hingegen sind weitgehend
bekannt und zu ihrer Behebung wurde bereits ein umfangreiches Portefeuille

9 Diesen Ansatz zur Reform der Grundsteuer hält z. B. Homburg (2018) für möglich.
10 Vgl. Zimmermann (2009), S. 133. »Bewegliche« Steuern sind Steuern, für die die Gemeinden

über ein Hebesatzrecht verfügen.
11 Kommunale Entgelte, pauschale Zuweisungen und die kommunale Schuldaufnahme tragen

ebenfalls zur Finanzautonomie der Gemeinden bei, sie liegen aus ökonomischer Sicht jedoch
auf einer anderen Ebene. Entgelte sollten zur Kostendeckung, nicht zur Einnahmenerzielung
erhoben werden. Pauschale Zuweisungen sichern die Ausgabenautonomie, ihre Höhe ist für
die Gemeinden nicht oder allerhöchstens indirekt beeinflussbar. Die Vergegenwärtigung der
langfristigen Auswirkungen der Verschuldung verdeutlicht die Problematik, dass eine hö-
here Einnahmenautonomie in der kurzen Frist mit einer langfristigen Einschränkung der-
selben in Verbindung steht.
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von Reformvorschlägen entwickelt. Angesichts ihrer Verflechtung mit den
Wirkungen und Herausforderungen des internationalen Steuerwettbewerbs und
ihrer Wechselbeziehung zu einkommen- und körperschaftsteuerlichen Frage-
stellungen geht sie in ihrer Bedeutung außerdem über Fragen nach der Ausge-
staltung des Gemeindefinanzsystems weit hinaus. Eine umfassende, zufrieden-
stellende Behandlung der Gewerbesteuer würde den Rahmen dieser Arbeit
sprengen.12

Im dritten Kapitel werden die für die Steuerrechtfertigung maßgeblichen
Fundamentalprinzipien und das auf Zimmermann und Postlep (1980) zurück-
gehende Beurteilungsraster für Gemeindesteuern vorgestellt. Wenngleich dieses
für die isolierte Beurteilung von Einzelsteuern nicht an Aktualität eingebüßt
hat, ist es für die Beurteilung des gesamten gemeindlichen Steuersystems nur
bedingt geeignet. In dieser Hinsicht werden die kommunalspezifischen Be-
steuerungsprinzipien weiterentwickelt. Die Ergebnisse werden im Anschluss zur
Bewertung der Grundsteuer herangezogen. Diese Bewertung sowie eine Dar-
stellung und ökonomische Analyse der für eine Reform der Bemessungs-
grundlage der Grundsteuer infrage kommenden Alternativen sind Gegenstand
des vierten Kapitels.

In den Kapiteln 5, 6 und 7 stehen die Analyse des Steuerwettbewerbs und
des kommunalen Finanzausgleichs im Mittelpunkt. In Kapitel 5 wird ein Modell
entwickelt, mit dem die Wirkungen des Wettbewerbs zwischen Kommunen
untersucht werden können, die durch die Wahl von öffentlichen Investitionen
und Steuersätzen um die Ansiedlung von Unternehmen konkurrieren und
zudem einen Teil ihres Steueraufkommens für öffentlichen Konsum verwenden.
Das Modell unterscheidet sich von den bisher bekannten durch einen alterna-
tiven Modellansatz, der die Berücksichtigung strategischer Effekte bei der In-
vestitionsentscheidung, Heterogenität zwischen den Gemeinden, also die Exis-
tenz asymmetrischer Gleichgewichte, sowie die Implementierung eines hori-
zontalen und eines vertikalen Finanzausgleichs erlaubt.

Kapitel 6 liefert eine detaillierte Darstellung und Analyse des kommunalen
Finanzausgleichs in Nordrhein-Westfalen, die durch eine modelltheoretische
Analyse des Systems in Kapitel 7 ergänzt werden. Diese theoretische Formu-
lierung kann zu einer Simulation der impliziten Grenzbelastungen des Aus-
gleichssystems und der Reaktionen des Systems und dieser Belastungen auf
Änderungen einzelner Ausgleichsparameter herangezogen werden. Aus der
Analyse der Belastungen und ihrer Determinanten können, insbesondere unter

12 Für eine umfassende, nicht mehr ganz aktuelle, aber insbesondere hinsichtlich der steuer-
theoretischen und steuersystematischen Ausführungen nach wie vor zutreffende Analyse
der Gewerbesteuer s. Pfaffernoschke (1990).
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Beachtung der Ergebnisse des fünften Kapitels, Rückschlüsse auf Schwachstellen
und Reformpotenziale des kommunalen Finanzausgleichs gezogen werden.

Einen Ausgangspunkt für mögliche Reformpotenziale des Gemeindefinanz-
systems bieten darüber hinaus die Vorschläge der Kommission für die Reform
der Gemeindefinanzen aus dem Jahr 1966 (»Troeger-Kommission«). Diese
empfahl schon damals – mit Verweis auf die Einnahmenautonomie der Ge-
meinden, den Interessenausgleich und die Steuergerechtigkeit – die Einführung
einer Gemeindeeinkommensteuer mit kommunalem Hebesatzrecht.13 Obwohl
dessen Einführung auch von politischer Seite beabsichtigt und die erforderli-
chen gesetzlichen Voraussetzungen mit dem Gemeindefinanzreformgesetz ge-
schaffen wurden sowie auch in folgenden Gutachten immer wieder die Vorzüge
einer Gemeindeeinkommensteuer hervorgehoben wurden,14 ist eine Umsetzung
bis heute nicht erfolgt. Der vorerst letzte Vorschlag zur Einführung einer Ge-
meindeeinkommensteuer wurde von der Kommission zur Reform der Ge-
meindefinanzen im Zuge der beabsichtigten Gewerbesteuerreform im Jahr 2003
unterbreitet.15 Die von der Bundesregierung auf den Weg gebrachten Gesetzes-
vorschläge verfolgten die Ansätze der Kommission jedoch nicht weiter.16

Vor diesem Hintergrund muss es überraschen, dass in der Diskussion zur
Grundsteuerreform entsprechende Vorschläge bis heute nicht berücksichtigt
worden sind. Angesichts der aus finanzwissenschaftlicher Perspektive kritisch
zu beurteilenden Grundsteuer und der Vorteile einer Einkommensteuer, werden
im achten Kapitel zwei entsprechende Reformvorschläge ausgearbeitet. Der
erste Vorschlag stellt einen kommunalen Zuschlag der Gemeinden auf die Ein-
kommensteuer (nicht das Einkommen) der Gemeindeeinwohner dar. Der zweite
Vorschlag sieht einen proportionalen Hebesatz der Gemeinden auf das zu ver-
steuernde Einkommen der Einwohner vor. Für beide Vorschläge werden für das
Bundesland Nordrhein-Westfalen die Hebesätze empirisch simuliert, welche die
Gemeinden für einen aufkommensneutralen Ersatz der Grundsteuer anwenden
müssten. Hierbei werden auch die Effekte des kommunalen Finanzausgleichs
berücksichtigt. Daraufhin werden die Belastungswirkungen der Vorschläge so-
wohl zwischen den Gemeinden als auch auf individueller Basis und in Abhän-
gigkeit verschiedener Einkommens-, Wohn- und Familiensituationen fallweise
dargestellt. Das Kapitel schließt mit einer vergleichenden Analyse beider Re-
formvorschläge und einer Diskussion einer solchen Reform. Neben dem Ersatz
der Grundsteuer wird insbesondere die Möglichkeit einer Reform diskutiert,
deren Zielsetzung eine veränderte Aufgabenstellung an die Grundsteuer be-

13 Vgl. Kommission für die Finanzreform (1966), S. 106f.
14 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen (1982).
15 Vgl. Bundesministerium der Finanzen (2003).
16 Vgl. Junkernheinrich (2003).
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inhaltet. Die neue Grundsteuer muss den an sie gestellten Ansprüchen sowohl
aus politischer als auch aus finanzwissenschaftlicher und steuersystematischer
Perspektive genügen können. Für diese Analyse wird auf die Ergebnisse und
Implikationen der vorangegangenen Kapitel zurückgegriffen.

Die Arbeit schließt mit einem Überblick und einer kritischen Würdigung der
gewonnen Erkenntnisse sowie der Formulierung offener Forschungsfragen bzgl.
des Reformvorschlags, deren Beantwortung weiterer finanzwissenschaftlicher
Untersuchungen bedarf.
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2 Das Gemeindefinanzsystem in der Bundesrepublik
Deutschland

2.1 Überblick und historischer Hintergrund

Das Grundgerüst des deutschen Gemeindefinanzsystems wurde 1969 mit dem
»Gesetz zur Neuordnung der Gemeindefinanzen« (Gemeindefinanzreformge-
setz) geschaffen. Diese Reform war vor allem deshalb notwendig geworden,
weil sich seit der Gründung der Bundesrepublik die wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen für eine nachhaltige Finanzierung der Gemeinden enorm ver-
schlechtert hatten. So war es in den 20 Jahren vor der Finanzreform zu einem
immer stärkeren Übergewicht des konjunkturanfälligen Gewerbesteuerauf-
kommens an den Einnahmen der Gemeinden gekommen. Der Anstieg der Ge-
werbesteuer war in erster Linie »Ergebnis der Industrialisierung und der hohen
Aufkommenselastizität der Gewerbeertragsteuer«17 und führte dazu, dass im
Jahr 1968 82,4 Prozent des Gemeindesteueraufkommens aus der Gewerbesteuer
stammten. Gleichzeitig war der Anteil der Steuereinnahmen an den gesamten
Einnahmen der Gemeinden zwischen 1962 und 1966 von 37,9 auf 27,9 Pro-
zent zurückgegangen.18 Zudem wurden etwa zwei Drittel des gesamten Gewer-
besteueraufkommens von nur etwa fünf Prozent aller Gewerbesteuerpflichti-
gen aufgebracht. Die Entwicklung des vergleichsweise schwankungsstabilen
Grundsteueraufkommens stagnierte hingegen. Die Folge hiervon war eine ge-
ringere Planbarkeit und eine immer unausgewogenere Verteilung des Gemein-
desteueraufkommens zwischen den Gemeinden, denn von dem steigenden
Gewerbesteueraufkommen profitierten einseitig die Betriebsgemeinden. Bis
1969 standen nämlich die Einnahmen aus der Gewerbesteuer jeweils der Ge-
meinde zu, in der sich die Betriebstätten der gewerbesteuerpflichtigen Unter-
nehmen befanden. Wohngemeinden konnten gegenüber Betriebsgemeinden

17 Kommission für die Finanzreform (1966), S. 97.
18 Vgl. Matthöfer (1980), S. 221. Die weiteren Einnahmen bildeten mit einem Anteil von jeweils

einem Drittel Zuweisungen vom Bund und vom Land sowie Gebühren, Entgelte und Kre-
ditmarktmittel (vgl. Kommission für die Finanzreform (1966), S. 209).
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zwar Ansprüche auf Gewerbesteuerausgleich geltend machen, wenn Einwohner
der Wohngemeinde ihrer beruflichen Tätigkeit in der Betriebsgemeinde nach-
gingen; sein Aufkommen war im Vergleich zu den Gewerbesteuereinnahmen
jedoch vernachlässigbar gering.19 Insbesondere die Wohngemeinden bekamen
daher zunehmend Probleme bei der Finanzierung ihrer Aufgaben, denen sie
auch durch Erhöhungen ihrer Hebesätze nicht ausreichend begegnen konnten.

Diese immer offensichtlicher werdenden Finanznöte der Gemeinden mach-
ten eine umfassende Finanzreform notwendig. 1964 wurde deshalb eine Ex-
pertenkommission unter dem Vorsitz des damaligen Vizepräsidenten der
Deutschen Bundesbank, Heinrich Troeger, gegründet. Das unter dem Namen
»Troeger-Gutachten«20 bekannt gewordene Konzept der Kommission war 1966
fertiggestellt und bildete fortan die Grundlage der weiteren Reformdiskussion.21

Das Gutachten sah vor, die Gemeindefinanzierung auf drei Säulen zu stellen:
1. Das Grundsteueraufkommen, das in den Jahren zuvor massiv an Bedeutung

eingebüßt hatte, sollte durch Erhöhungen der Hebesätze sowie die zu er-
wartenden Erhöhungen der Einheitswerte infolge der (beabsichtigten, jedoch
tatsächlich nie durchgeführten) laufenden Einheitswert-Feststellungen ge-
steigert werden.

2. Die Gewerbeertragsteuer, die 1964 etwa 87 Prozent des gesamten Gewerbe-
steueraufkommens erbrachte, sollte abgeschafft werden. Stattdessen sollte die
(1965 von nur 1.072 der 23.395 Gemeinden erhobene) Lohnsummensteuer für
alle Gemeinden verbindlich eingeführt und mit der Gewerbekapitalsteuer
(bei differenzierten Messbeträgen für die Lohnsumme und das Kapital)
einem einheitlichen Hebesatz unterworfen werden. Dies sollte gleichzeitig
eine Stärkung des auf die Gewerbekapitalsteuer entfallenden Aufkommens
bewirken.

3. Als dritte Säule sollten die Gemeinden am Einkommensteueraufkommen des
Bundes und der Länder beteiligt werden und hierfür mit einem Hebesatzrecht
(beschränkt auf 80 bis 120 Prozent der auf die unterste Tarifstufe22 entfal-
lenden Einkommensteuerzahlungen) ausgestattet werden.

19 Die Gesetzgebungskompetenz für den Gewerbesteuerausgleich lag bei den Bundesländern.
Seine Höhe war abhängig von der Anzahl der Arbeitnehmer und von den Gewerbesteuer-
einnahmen. Sein Anteil an den Einnahmen betrug 1959/1960 3,8 Prozent (vgl. Kommission
für die Finanzreform (1966), S. 99, Matthöfer (1980), S. 225, Schneider (1971), S. 88).

20 Kommission für die Finanzreform (1966).
21 Vgl. Gross (1967), S. 599.
22 Die unterste Tarifstufe war bis 1995 proportional ausgestaltet.
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Tabelle 2–1: Überblick über die Vorschläge der Reformkommission und die nachfolgen-
den (grundlegenden) Steuerreformen des Gemeindefinanzsystems

Reformkommission Reformen

Grundsteuer
Beibehaltung und Erhöhung des
Aufkommens

keine

Gewerbesteuer

vollständige Abschaffung der
Gewerbeertragsteuer

Stärkung der Gewerbe-
ertragsteuer

Ausdehnung der (fakultativ erhobenen)
Lohnsummensteuer

Abschaffung der
fakultativen
Lohnsummen-
steuer (1980)

Erhöhung der Gewerbekapitalsteuer Abschaffung der
Gewerbekapitalsteuer
(1998)

Kommunale
Einkommen-
steuer

Überganga)

Gemeindepersonalsteuer (Gemeindeanteil
an der Einkommensteuer mit
beschränktem Hebesatzrecht)

Unbeweglicher
Gemeindeanteil an der
Einkommensteuer

Umsatzsteuererhöhung, Aufhebung von
Steuervergünstigungen bei der ESt

Gewerbesteuerumlage

Weiteres

Beteiligung der Gemeinden am Aufkommen der Landessteuern
(fakultativ) und am Länderanteil am Aufkommen der
Gemeinschaftssteuern

Beteiligung der Gemeinden an der
Mineralölsteuer

Beteiligung der
Gemeinden an der
Umsatzsteuer

Anmerkungen: a) Die Beteiligung der Gemeinden an der Einkommensteuer führte
zu Einnahmeausfällen bei Bund und Ländern, die eine Übergangslösung erforderlich
machten.
Quelle: Kommission für die Finanzreform (1966), S. 165f. , eigene Darstellung.

Erklärtes Ziel dieser Reform waren erstens eine Stärkung und Stabilisie-
rung der Gemeindefinanzen (quantitative Komponente) und zweitens eine Re-
duzierung der räumlichen Disparitäten des Steueraufkommens, bei gleichzei-
tiger Stärkung der Einnahmenautonomie der Gemeinden (qualitative Kompo-
nente). Das Gemeindefinanzsystem sollte auf eine breitere Grundlage gestellt
und die kommunale Finanzmasse insgesamt gestärkt werden. Wenngleich die
Lösungsvorschläge der Reformkommission – entgegen ihrer ausdrücklich ar-
tikulierten Hoffnung23 – nicht eins zu eins ins Werk gesetzt wurden, orientierte
sich die Bundesregierung bei der Ausarbeitung des Gesetzentwurfs an deren
Vorschlägen. Im Rahmen der nachfolgenden Reform fanden einige der Emp-
fehlungen Eingang in die Gesetzgebung, wenn auch in abgeänderter Form (vgl.
Tabelle 2–1). Durch das Gemeindefinanzreformgesetz wurde sowohl der quan-

23 Vgl. Kommission für die Finanzreform (1966), S. 169.
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